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Verwaltungsgericht Hamburg 

Gerichtsbescheid 

Im Namen des Volkes 

In der Verwaltungsrechtssache  

  
[…],  

- Kläger - 
 
 
Prozessbevollmächtigte: 
[…],  
 
g e g e n 

 

Hamburgische Investitions- und Förderbank 
vertr. durch den Vorstand, dieser durch den 
Vorsitzenden Ralf Sommer,  
Besenbinderhof 31,  
20097 Hamburg,  
- […] - ,  

- Beklagte - 
 
 
Prozessbevollmächtigte: 
[…], 

 

  
hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 16, am 9. Dezember 2025 durch  
 
den […] Berichterstatter  
 
 
 
 
 
 
 
 
für Recht erkannt:  
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Die Klage wird abgewiesen. 

 

Die Kosten des Verfahrens trägt der Kläger. 

 

Der Gerichtsbescheid ist wegen der Kosten gegen Sicherheitsleistung in Höhe der 

festzusetzenden Kosten vorläufig vollstreckbar. 

 

 

 

 

 

Rechtsmittelbelehrung:  

Gegen diesen Gerichtsbescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung die Zulassung der Berufung oder 
mündliche Verhandlung beantragt werden.  

Der Antrag ist jeweils bei dem Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, zu stellen. 
Er muss den angefochtenen Gerichtsbescheid bezeichnen.  

Die Berufung ist nur zuzulassen,  

- wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Gerichtsbescheids bestehen,  

- wenn die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,  

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,  

- wenn der Gerichtsbescheid von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwal-

tungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfas-

sungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder  

- wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht wird 

und vorliegt auf dem die Entscheidung beruhen kann.  

Wird die Zulassung der Berufung begehrt, sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, innerhalb 
von zwei Monaten nach Zustellung des vollständigen Gerichtsbescheides, darzulegen. Die Begründung ist, so-
weit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht, 
Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen.  

Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfever-
fahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 
Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechts-
anwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit Befähigung 
zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen 
und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der weiteren Einzelheiten auf § 67 
Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 

Wird von beiden Rechtsbehelfen Gebrauch gemacht, findet mündliche Verhandlung statt.  

Auf die Möglichkeit der Sprungrevision nach § 134 VwGO wird hingewiesen.    
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Tatbestand 

 

 

 

Der Kläger wendet sich gegen die Aufhebung und die (Teil-)Rückforderung einer ihm im 

Rahmen des Hamburger Corona Soforthilfe Programmes bewilligten und ausgezahlten Fi-

nanzhilfe. 

Der Kläger betrieb eine Fahrschule in Hamburg als Einzelkaufmann. Mit Geschäftsanteils-

kauf- und Abtretungsvertrag vom […]. Februar 2020 erwarben der Kläger und seine Ehefrau 

100 % der Anteile an der „[…]“ (im Folgenden „A.“). Am […]. März 2020 wurde der Kläger 

als einzelvertretungsberechtigter Geschäftsführer der A. in das Handelsregister eingetra-

gen. Ausweislich der Gesellschafterliste vom 31. März 2020 hielten der Kläger 51 % und 

seine Ehefrau 49 % der Anteile.  

Am 2. April 2020 beantragte der Kläger bei der Beklagten eine Förderung gemäß der För-

derrichtlinie „Hamburger Corona Soforthilfe (HCS) mit finanzieller Unterstützung des Bun-

des“ vom 27. März 2020 (im Folgenden: „Förderrichtlinie“). Er gab die Zahl der Vollzeitäqui-

valente („VZÄ“) mit […] an und bezifferte die Höhe des geschätzten Liquiditätsengpasses 

mit EUR 121.056.72.  

Am selben Tag beantragte auch die A. eine Förderung gemäß der Förderrichtlinie. Wegen 

der Einzelheiten des Antrags wird auf den Inhalt Bezug genommen (Bl. 31 ff. der Handakte 

zum Aktenzeichen […]).  

Mit Bescheid vom 7. April 2020 bewilligte die Beklagte dem Kläger unter der Antragsnum-

mer […] und unter Zugrundelegung der Förderrichtlinie eine einmalige Finanzhilfe in Höhe 

von EUR 25.000,00.  

Mit Bescheid vom 8. April 2020 bewilligte die Beklagte der A. unter der Antragsnummer […] 

und unter Zugrundelegung der Förderrichtlinie eine einmalige Finanzhilfe in Höhe von EUR 

14.000,00. 

Am 9. April 2020 wurde die Gesellschafterliste der A. in den Registerordner des Handels-

registers aufgenommen.  
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Mit E-Mail vom 20. Juli 2021 bat die Beklagte den Kläger um Teilnahme am „Rückmelde-

verfahren“ bis zum 31. August 2021. Am 25. August 2021 gab der Kläger im elektronischen 

Rückmeldeverfahren an, dass ihm ein Liquiditätsengpass in Höhe von EUR 24.871,62 ent-

standen sei.  

Mit Schreiben vom 15. September 2021 hörte die Beklagte den Kläger an und bat insbe-

sondere um die Überlassung der „Selbsterklärung zur Einhaltung der KMU-Kriterien“ mit 

der „Versicherung, dass Ihr Unternehmen unabhängig ist“ sowie von betriebswirtschaftli-

chen Auswertungen („BWAs“) oder Einnahmen-Überschuss-Rechnungen („EÜRs“) auf mo-

natlicher Basis für die Jahre 2019 und 2020. Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt 

des Dokuments, Blatt 90 ff. der Handakte, Bezug genommen. 

Mit E-Mail vom 5. Oktober 2021 erklärte die Ehefrau des Klägers, dass sich die Fahrschule 

im Zeitpunkt der Antragstellung in einem „Veränderungsprozess“ befunden habe. Die „Ein-

zelgesellschaft zu diesem Antrag bestand bereits seit mehreren Jahren“, und „wir haben 

die Fahrschule „[…]“ am […].02.2020 zu 100 % erworben, welche mit unserem Einzelbe-

trieb vorher nicht in Verbindung stand. Das verfolgte Ziel war und ist das Geschäft weiter 

auszubauen. Beide Fahrschulbetriebe wurden zu diesem Zeitpunkt getrennt geführt und 

betrieben.“ Sie wies weiter auf das Antragsverfahren der A. zu der Antragsnummer […] hin 

und erläuterte, dass im November 2020 die Fahrschulbetriebe mit Rückwirkung zum 1. April 

2020 nachträglich zusammengeführt worden seien. Auf erneute Rückfrage der Beklagten 

legte der Kläger BWAs sowie die „Selbsterklärung des Antragstellers zur Einhaltung der 

KMU-Kriterien gemäß der KMU-Definition der EU“ vor, in der der Kläger versichert, dass es 

sich bei dem Antragsteller „um ein eigenständiges Unternehmen ohne Verflechtungen mit 

anderen Unternehmen handelt“. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der 

E-Mail, Blatt 86 f. der Handakte, sowie die eingereichten Unterlagen, Blatt 52 ff. der Hand-

akte, Bezug genommen. 

Mit Schreiben vom 8. April 2022 bedankte sich die Beklagte für die Rückmeldung und teilte 

dem Kläger mit, dass sich aus seinen Angaben ergeben habe, dass die ausgezahlte Zu-

wendung nicht in voller Höhe zur Überbrückung des Engpasses erforderlich gewesen sei. 

Sie bat ihn, den auf Basis seiner Angaben errechneten Rückzahlungsbetrag in Höhe von 

EUR 128,38 innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt des Schreibens zu überweisen. We-

gen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt des Schreibens, Blatt 48 f. der Handakte, 

Bezug genommen. In der Folgezeit zahlte der Kläger diesen Betrag. 
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Mit Widerrufs- und Rückforderungsbescheid vom 12. Juni 2024 widerrief die Beklagte die 

Bewilligung in voller Höhe und forderte den Kläger in Höhe von EUR 24.871,62 zur Rück-

zahlung auf. Zur Begründung bezog sie sich darauf, dass die „abschließende Prüfung“ der 

eingereichten Unterlagen ergeben habe, dass der Kläger im Förderzeitraum keinen Liqui-

ditätsengpass erlitten habe. Da er bereits EUR 128,38 gezahlt habe, reduziere sich die 

Rückforderungssumme auf EUR 24.871,62. Es entspreche pflichtgemäßem Ermessen, den 

Bescheid insoweit zu widerrufen und die gewährte Zuwendung zurückzufordern.  

Am 9. Juli 2024 erhob der Kläger durch seinen jetzigen Prozessbevollmächtigten Wider-

spruch. Er berief sich insbesondere darauf, dass die Jahresfrist des § 48 Abs. 4 HmbVwVfG 

im Zeitpunkt der Aufhebung bereits verstrichen sei und die Beklagte durch das Schreiben 

vom 8. April 2022 den zurückzuzahlenden Betrag abschließend festgesetzt habe.  

Am 29. Oktober 2024 hörte die Beklagte den Kläger an. Sie wies ihn darauf hin, dass sich 

aus seinen Angaben kein Liquiditätsengpass ergeben habe.  

In seiner Rückmeldung wies der Kläger durch seinen Prozessbevollmächtigten darauf hin, 

dass der Beklagten seit dem 24. März 2022 die erforderlichen Unterlagen vorgelegen hät-

ten, und bereits der Bescheid vom 8. April 2022 das Verfahren abgeschlossen habe. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 26. März 2025, dem Prozessbevollmächtigten des Klägers 

am 29. März 2025 zugestellt, wies die Beklagten den Widerspruch zurück und forderte den 

Betrag in Höhe von EUR 24.871,62 zurück. Zur Begründung führte sie aus, dass kein Li-

quiditätsengpass bestanden habe. Da in diesem Fall mangels Vorliegens aller Fördervo-

raussetzungen der Zuwendungszweck nicht erfüllt werde, überwiege wegen des haushalts-

rechtlichen Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit und wegen des Gleichbe-

handlungsgrundsatzes nach Maßgabe der Richtlinie das öffentliche Interesse am Widerruf. 

Am 29. April 2025 hat der Kläger Klage erhoben. Er vertieft seine Argumentation aus dem 

Verwaltungsverfahren. Er meint, ein verbundenes Unternehmen mit der A. sei erst ab dem 

9. April 2020 als dem Tag der Aufnahme der Gesellschafterliste im Handelsregister gege-

ben. Vor der Antragstellung habe er sich bei der Beklagten telefonisch nach den Antrags-

modalitäten erkundigt, und man habe ihm mitgeteilt, er könne zwei Anträge für die beiden 

Unternehmen stellen. Zudem habe die Beklagte mit Bescheid vom 8. April 2022 verbindlich 

festgestellt, dass er nur einen Betrag in Höhe von EUR 128,38 zurückzahlen müsse. Hier-

von könne sie sich nicht mehr lösen. Schließlich sei der Widerruf verfristet bzw. verwirkt. 
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Aus der Klageschrift ergibt sich der Antrag, 

den Widerrufs- und Rückforderungsbescheid vom 12. Juni 2024 in 

Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 26. März 2025 aufzuheben,  

die Zuziehung des Prozessbevollmächtigten im Vorverfahren für not-

wendig zu erklären. 

Aus dem Schriftsatz der Beklagten vom 15. Mai 2025 ergibt sich der Antrag, 

die Klage abzuweisen. 

Zur Begründung wiederholt und vertieft sie ihre Ausführungen im Widerspruchsbescheid. 

Ergänzend trägt sie vor, dass sie die eingereichten Unterlagen erst am 11. Juni 2024 ge-

prüft habe.  

Mit Erklärungen vom 15. und vom 16. Mai 2025 haben die Beteiligten ihr Einverständnis mit 

einer Entscheidung durch den Berichterstatter erteilt. 

Mit Schreiben vom 25. September 2025 hat der Berichterstatter mitgeteilt, dass die Klage 

nach seiner vorläufigen Bewertung unbegründet sein dürfte, da der Zuwendungsbescheid 

gegen Unionsrecht verstoßen habe. Er erwäge, über die Klage ohne mündliche Verhand-

lung durch Gerichtsbescheid zu entscheiden, weil die Sache keine besonderen Schwierig-

keiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweise und der Sachverhalt geklärt sein dürfte. 

Das Gericht hat Gelegenheit gegeben, den Vortrag bis zum 12. November 2025 in sachli-

cher und rechtlicher Hinsicht zu ergänzen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Ge-

richtsakte und der beigezogenen Sachakten Bezug genommen, die bei der Entscheidung 

vorgelegen haben.  
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Entscheidungsgründe 

 

 

I. 

Die Entscheidung ergeht aufgrund des Einverständnisses der Beteiligten durch den Be-

richterstatter, §§ 87a Abs. 2 und 3 VwGO. Dieser entscheidet – nach Anhörung der Betei-

ligten – gemäß § 84 Abs. 1 VwGO ohne mündliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid, 

da die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist 

und der Sachverhalt geklärt ist. 

 

II. 

Die Klage hat keinen Erfolg. Sie ist unbegründet.  

Der Bescheid der Beklagten vom 12. Juni 2024 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 

26. März 2025 ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten, § 113 Abs. 1 

VwGO. Die mit dem Widerruf der Sache nach ausgesprochene Aufhebung des Bewilli-

gungsbescheides vom 7. April 2020 ist im Ergebnis rechtlich nicht zu beanstanden (hierzu 

unter 1.). Auch die Rückforderung der bereits ausgezahlten Zuwendung erweist sich als 

rechtmäßig (hierzu unter 2.). 

1.  Die mit dem Widerruf der Sache nach ausgesprochene Aufhebung des Bewilli-

gungsbescheides vom 7. April 2020 ist im Ergebnis rechtlich nicht zu beanstanden.  

Dabei kann dahinstehen, ob die Beklagte den Bescheid auch wegen Nichterreichens des 

Förderzwecks auf Grundlage von § 49 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 HmbVwVfG widerrufen konnte 

[hierzu unter a)]. Denn die tatbestandlichen Voraussetzungen für eine (vollständige) Rück-

nahme des Bewilligungsbescheides auf Grundlage von § 48 HmbVwVfG liegen vor [hierzu 

unter b)], und die hierauf zu stützende Rücknahmeentscheidung der Beklagten ist frei von 

Ermessensfehlern [hierzu unter c)]. 

a)  Es kann dahinstehen, ob die Beklagte den Bescheid auch wegen Nichterreichens 

des Förderzwecks auf Grundlage von § 49 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 HmbVwVfG widerrufen 

konnte.  
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Denn jedenfalls konnte sie den Bescheid nach § 48 Abs. 1 und 2 HmbVwVfG zurückneh-

men [hierzu sogleich unter b) bis d)], und es ist als allgemeiner Grundsatz anerkannt, dass 

die zur Kontrolle des Verwaltungshandelns berufenen Gerichte in ihrer Bewertung der 

Rechtslage, namentlich in der Frage, anhand welcher Rechtsnormen das Verwaltungshan-

deln zu überprüfen und aufgrund welcher Rechtsnormen es als rechtmäßig erachtet werden 

kann, unabhängig von der Rechtsauffassung der Verwaltung sind (vgl. hierzu und zu Nach-

stehendem: OVG Hamburg, Urt. v. 19.4.2021, 4 Bf 227/16, juris Rn. 151 ff.). Nach § 113 

Abs. 1 Satz 1 VwGO hebt das Gericht einen angefochtenen Verwaltungsakt nur auf, wenn 

und soweit er rechtswidrig ist und den Kläger in seinen Rechten verletzt. Kommt das Gericht 

zu der Erkenntnis, dass der Verwaltungsakt zu Unrecht auf die von der Behörde herange-

zogene Rechtsnorm gestützt ist, folgt aus § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO die Verpflichtung zu 

prüfen, ob und ggf. in welchem Umfang der Bescheid mit Blick auf eine andere Rechts-

grundlage aufrechterhalten werden kann, sofern der Bescheid durch die Berücksichtigung 

der anderen Rechtsnorm und die dadurch geänderte Begründung nicht in seinem Wesen 

verändert wird (BVerwG, Beschl. v. 29.7.2019, 2 B 19/18, juris Rn. 24). Dass es sich bei 

dem Widerruf nach § 49 Abs. 3 Satz 1 HmbVwVfG und der Rücknahme nach § 48 Abs. 1 

HmbVwVfG um Ermessensverwaltungsakte handelt, steht einem zulässigen Auswechseln 

der Rechtsgrundlage nicht entgegen. Zwar gelten die dargestellten Grundsätze bei Ermes-

sensverwaltungsakten nur eingeschränkt. Das Gericht darf von sich aus keine (We-

sens-)Änderungen in der Motivation der Auswahlentscheidung vornehmen, da es auf diese 

Weise in die Selbstständigkeit der Exekutive eingriffe (Wolff/Humberg, in: Sodan/Ziekow, 

VwGO, 6. Aufl. 2025, § 113 Rn. 78). Eine derartige Gefahr ist vorliegend jedoch nicht ge-

geben, insbesondere liegt keine Wesensverschiedenheit vor, und es sind mit der Rück-

nahme keine ungünstigeren Rechtfolgen für den Betroffenen verbunden als mit dem Wider-

ruf für die Vergangenheit nach § 49 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 HmbVwVfG (Müller, in: BeckOK 

VwVfG, 69. Ed. 7/2025, § 48 Rn. 35 m.w.N.). Beide Vorschriften dienen der rückwirkenden 

Aufhebung eines begünstigenden Verwaltungsaktes. Darum ging es ersichtlich auch der 

Beklagten. Der Tenor des Bescheides und dessen Ermessenserwägungen lassen erken-

nen, dass die Beklagte rechtmäßige – das heißt, ihren Förderbestimmungen entsprechende 

– Zustände herbeiführen wollte. Dies zeigt sich insbesondere auch darin, dass sie im Wi-

derspruchsbescheid neben den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit weiter 

den Vertrauensschutz angeführt hat (so bereits VG Hamburg, Urt. v. 13.6.2023, 

16 K 1847/22, juris Rn. 45), zumal das Ermessen der Beklagte, worauf noch unter 

II. 1. c) einzugehen sein wird, vor dem Hintergrund der unionsrechtswidrigen Beihilfege-

währung eingeschränkt war und ein atypischer Fall nicht vorlag (vgl. dazu im Kontext der 

Umdeutung VGH Mannheim, Urt. v. 8.10.2025, 14 S 1869/24, juris Rn. 79 ff.).  
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b)  Die tatbestandlichen Voraussetzungen für eine Rücknahme des Bewilligungsbe-

scheides vom 7. April 2020 lagen vor. 

Nach § 48 Abs. 1 Satz 1 HmbVwVfG kann ein rechtswidriger Verwaltungsakt, auch nach-

dem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für 

die Vergangenheit zurückgenommen werden. Ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen 

rechtlich erheblichen Vorteil begründet oder bestätigt hat (begünstigender Verwaltungsakt), 

darf nur unter den Einschränkungen der Absätze 2 bis 4 zurückgenommen werden (§ 48 

Abs. 1 Satz 2 HmbVwVfG). Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder lau-

fende Geldleistung oder teilbare Sachleistung gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, darf 

nicht zurückgenommen werden, soweit der Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungs-

aktes vertraut hat und sein Vertrauen unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse an 

einer Rücknahme schutzwürdig ist (§ 48 Abs. 2 Satz 1 HmbVwVfG). Erhält die Behörde von 

Tatsachen Kenntnis, welche die Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes recht-

fertigen, so ist die Rücknahme nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der Kenntnis-

nahme zulässig (§ 48 Abs. 4 Satz 1 HmbVwVfG).  

Die Bewilligung der Corona-Soforthilfe ist rechtswidrig [hierzu unter aa)]. Der Rücknahme 

steht kein schutzwürdiges Vertrauen des Klägers nach § 48 Abs. 2 HmbVwVfG auf den 

Bestand des Bewilligungsbescheides entgegen [hierzu unter bb)]. Auf die Einhaltung des 

Jahresfrist nach § 48 Abs. 4 HmbVwVfG kommt es nicht an [hierzu unter cc)].  

aa)  Die Bewilligung der Corona-Soforthilfen an den Kläger ist rechtswidrig, weil sie ge-

gen Art. 107 Abs. 1 i. V. m. Art. 108 Abs. 3 AEUV verstößt. Denn die bei der Kommission 

angemeldeten und von ihr gebilligten Regelungen der Bundesregelung Kleinbeihilfen und 

das auf ihr beruhende Corona-Soforthilfe-Programm erlaubten es nicht, die Corona-Sofort-

hilfe an ein einzelnes Unternehmen ausschließlich unter Berücksichtigung seiner eigenen 

Wirtschaftslage zu leisten, obwohl dieses Teil eines Unternehmensverbundes war. 

Im Ausgangspunkt und insoweit – zu den Abweichungen beim Zeitpunkt sogleich – in Über-

einstimmung mit den Beteiligten (s. die Stellungnahme des Klägervertreters v. 12.11.2025, 

Bl. 204 ff. d.A., und die Ausführungen im Widerspruchsbescheid) geht das Gericht davon 

aus, dass es sich bei dem Kläger und der (damaligen) A. um verbundene Unternehmen 

i.S.d. Anhang I Art. 3 Abs. 3 UAbs. 3 der VO (EU) 651/2014 gehandelt hat. Denn der Kläger 

war Mehrheitsgesellschafter der A. (den anderen Anteil hielt seine Ehefrau), so dass die 

Unternehmen i.S.d. Anhang I Art. 3 Abs. 3 UAbs. 3 lit. a) der VO (EU) 651/2014 miteinander 

verbunden und, da Gegenstand beider Unternehmen der Betrieb einer Fahrschule ist, zu-

dem auf demselben Markt tätig sind.  
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Soweit der Kläger meint, im maßgeblichen Zeitpunkt der Antragsstellung (2.4.2020) oder 

der Bewilligung (7.4.2020) habe noch kein Unternehmensverbund bestanden, da die Ge-

sellschafterliste erst am 9. April 2020 im Handelsregister hinterlegt war und § 16 Abs. 1 

Satz 1 GmbHG bestimmt, dass im Verhältnis zur Gesellschaft im Fall einer Veränderung in 

den Personen der Gesellschafter oder des Umfangs ihrer Beteiligung als Inhaber eines 

Geschäftsanteils nur gilt, wer als solcher in der im Handelsregister aufgenommenen Ge-

sellschafterliste (§ 40 GmbHG) eingetragen ist, folgt das Gericht dieser Wertung nicht. 

Maßgebend für die Annahme eines Unternehmensverbund ist die fehlende Selbstständig-

keit der einzelnen Teile. Insoweit ist auf die tatsächliche Ausübung der Kontrolle „durch 

unmittelbare oder mittelbare Einflussnahme auf die Verwaltung der Gesellschaft“ abzustel-

len (vgl. EuGH, Urt. v. 10.1.2006, C-222/04, Cassa di Risparmio di Firenze, juris Rn. 107, 

112 ff. m.w.N). Diese Voraussetzungen waren in Bezug auf das Verhältnis der Kläger zu 

der A- bereits im Zeitpunkt der Antragstellung erfüllt. Denn bereits zu diesem Zeitpunkt wa-

ren der Kläger und seine Ehefrau aufgrund des Geschäftsanteilskauf- und -abtretungsver-

trags vom […]. Februar 2020 und ausweislich der Gesellschafterliste vom 31. März 2020 

(eingereicht als Anlage K5, Bl. 223 d.A.) die einzigen Gesellschafter der A.. Bereits zum 

[…]. März 2020 war der Kläger einzelvertretungsberechtigter Geschäftsführer der A. (s. den 

Handelsregisterauszug, Anlage K3, Bl. 219 d.A.), und mit Beschluss vom 8. April 2020 (s. 

das Registerportal zu […], dort „Dokumente zum Rechtsträger“, „Weitere Urkunden / Un-

terlagen“, „Protokoll / Beschluss / Niederschrift“, „Protokoll / Beschluss / Niederschrift vom 

08.04.2020“), mithin ebenfalls zu einem vor der Aufnahme der Gesellschafterliste im Han-

delsregister liegenden Zeitpunkt, beriefen der Kläger und seine Ehefrau als alleinige Ge-

sellschafter der A. Herrn B. C. als Geschäftsführer ab. Ferner wurde der Förderantrag der 

A. ausweislich der Antragsunterlagen in der übermittelten Handakte zum Aktenzeichen […] 

(Bl. 31 ff.) von der Ehefrau des Klägers gestellt, die sich zu der Antragstellung der beiden 

Unternehmen von dem jetzigen Prozessbevollmächtigten beraten ließ (vgl. die E-Mail v. 

30.3.2020, eingereicht als Anlage K6, Bl. 225 d.A.). All dies zeigt, dass der Kläger bereits 

vor der Aufnahme der Gesellschafterliste in das Handelsregister die Kontrolle über die A. 

tatsächlich ausüben konnte und dies auch tat. 

Diese tatsächlich ausgeübte Kontrolle über die A. wird durch den Umstand, dass das nati-

onale Recht in § 16 Abs. 1 GmbHG bestimmt, dass gegenüber der Gesellschaft nur derje-

nige als Gesellschafter gilt, der in die ins Handelsregister aufgenommene Gesellschafter-

liste eingetragen ist, nicht in Frage gestellt. Unabhängig davon, ob das Telos dieser Vor-

schrift im vorliegenden Fall tatsächlich berührt ist (s. hierzu bereits das gerichtliche Schrei-

ben vom 12.11.2025, Bl. 243 ff. d.A.) und die Vorschrift in § 16 Abs. 1 Satz 2 GmbHG die 



- 11 -  
 
 
 

 
- 12 - 

 

Möglichkeit der Heilung ex tunc vorsieht, wenn die Liste „unverzüglich nach Vornahme der 

Rechtshandlung in das Handelsregister aufgenommen wird“, war der Kläger nach dem Ge-

sagten in der Lage, bereits im Zeitpunkt der Antragstellung die Kontrolle über die A. auszu-

üben (und tat dies auch). Dem stehen die vor allem das nationale Gesellschaftsrecht be-

treffenden Ausführungen im Schriftsatz des Klägers vom 20. November 2025 nicht entge-

gen. Denn aus den Erfordernissen der einheitlichen Anwendung des Unionsrechts als auch 

des Gleichheitssatzes ergibt sich, dass die Begriffe einer Vorschrift des Unionsrechts, die 

für die Ermittlung ihres Sinnes und ihrer Tragweite nicht ausdrücklich auf das Recht der 

Mitgliedstaaten verweist, in der Regel in der gesamten Union eine autonome und einheitli-

che Auslegung erhalten müssen (EuGH, Urt. v. 27.1.2022, C-347/20, SIA "Zinātnes parks", 

juris Rn. 42; Urt. v. 17.12.2020, C-656/19, BAKATI PLUS, juris Rn. 38 f. m.w.N.). Maßge-

bend ist daher das Unionsrecht. Aus diesem Grund führt auch der Hinweis des Klägers auf 

die „FAQ | Hilfestellungen zum Ausfüllen des Antrages“, wonach maßgeblich die Eintragun-

gen im Handelsregister seien, nicht weiter, worauf das Gericht bereits im Schreiben vom 

12. November 2025 (Bl. 243 ff. d.A.) hingewiesen hat.  

Die isolierte Bewilligung von Corona-Soforthilfen an Teile eines Unternehmensverbunds 

erweist sich jedoch als beihilferechtswidrig (vgl. bereits VG Hamburg, Urt. v. 1.10.2024, 

16 K 3948/22, juris Rn. 49 ff.). Hierzu hat das Oberverwaltungsgericht für das Land Nord-

rhein-Westfalen in seinem Urteil vom 15. Mai 2025 wie folgt ausgeführt (4 A 274/23, juris 

Rn. 58 ff.). 

„Die bei der Kommission angemeldeten und von ihr gebilligten Regelungen der Bundesre-
gelung Kleinbeihilfen und das auf ihr beruhende Corona-Soforthilfe-Programm erlaubten es 
nicht, die Corona-Soforthilfe an ein einzelnes Unternehmen ausschließlich unter Berücksich-
tigung seiner eigenen Wirtschaftslage zu leisten, obwohl dieses Teil eines Unternehmens-
verbundes war. Nach Art. 107 Abs. 1 AEUV sind staatliche Beihilfen, die durch die Begüns-
tigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder 
zu verfälschen drohen, grundsätzlich mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Han-
del zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen. Nach Art. 108 Abs. 3 AEUV sind die Mit-
gliedstaaten zum einen verpflichtet, bei der Kommission alle Maßnahmen anzumelden, mit 
denen eine Beihilfe im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV eingeführt oder umgestaltet werden 
soll, und zum anderen, solche Maßnahmen nicht durchzuführen, solange die Kommission 
nicht abschließend über sie entschieden hat. Staatliche Beihilfen, die nicht von einer Frei-
stellungsverordnung erfasst werden, unterliegen weiterhin der in Art. 108 Abs. 3 AEUV vor-
gesehenen Anmeldepflicht.  

Vgl. EuGH, Urteil vom 5.3.2019 – C-349/17 –, Eesti Pagar, ECLI:EU:C:2019:172, 
juris, Rn. 56 ff. (bezogen auf Art. 3 der Verordnung Nr. 800/2008).  

Die NRW-Soforthilfe 2020 fällt nicht unter eine allgemeine Freistellungsregelung. Nach der 
von der Europäischen Kommission gesondert genehmigten „Bundesregelung Kleinbeihilfen 
2020“, auf der die NRW-Soforthilfe 2020 beruht, ist sie auf die Ziffern 3.1 und 4 des Befris-
teten Rahmens der Europäischen Kommission vom 19.3.2020 gestützt.  
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Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 der „Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020“ vom 26.3.2020 (BAnz AT 
31.03.2020 B2) konnten beihilfegebende Stellen sogenannte Kleinbeihilfen an Unternehmen 
gewähren. Nach Satz 2 der Vorschrift durfte die Gesamtsumme der einem Unternehmen 
nach dieser Regelung gewährten Kleinbeihilfen den Höchstbetrag von 800.000,00 Euro nicht 
übersteigen. Vor Gewährung der Beihilfe hatte das betreffende Unternehmen nach § 3 
Abs. 1 der Bundesregelung der beihilfegebenden Stelle schriftlich in Papierform, in elektro-
nischer Form oder in Textform jede Kleinbeihilfe nach dieser Regelung anzugeben, die es 
bislang erhalten hatte, sodass sichergestellt war, dass der in § 1 genannte Höchstbetrag 
nicht überschritten wurde.  

Bei der Genehmigung dieser Regelungen, die sich inhaltlich an dem Befristeten Rahmen 
vom 19.3.2020 orientierten, legte die Kommission den in diesem Zusammenhang maßgeb-
lichen primärrechtlichen Begriff des „Unternehmens“ nach den Wettbewerbsvorschriften des 
AEUV zugrunde.  

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 6.3.2024 – 4 A 1581/23 –, juris, Rn. 44, bezogen auf die 
insoweit vergleichbare „Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020“.  

Dieser Unternehmensbegriff bezeichnet nach ständiger Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs jede eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit, unabhängig von ihrer 
Rechtsform und der Art ihrer Finanzierung. Mehrere getrennte rechtliche Einheiten können 
für die Zwecke der Anwendung der Beihilfevorschriften als eine wirtschaftliche Einheit ange-
sehen werden. Diese wirtschaftliche Einheit ist dann als das relevante Unternehmen anzu-
sehen. In dieser Hinsicht sieht der Gerichtshof das Bestehen von Kontrollbeteiligungen und 
anderer funktioneller, wirtschaftlicher und institutioneller Verbindungen als erheblich an.  

Vgl. EuGH, Urteile vom 10.1.2006 – C-222/04 –, Cassa di Risparmio di Firenze, E-
CLI:EU:C:2006:8, juris, Rn. 107, 112 ff., m. w. N, und vom 16.12.2010 – C-480/09 P –, Acea 
Electrabel, ECLI:EU:C:2010:787, juris, Rn. 49.  

Dieses Begriffsverständnis hat die Kommission unter Bezugnahme auf ihre Empfehlung 
2003/361/EG und Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission vom 
6.8.2008 im Erwägungsgrund 4 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18.12.2013 über die Anwendung der Art. 107 und 108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen und 
nochmals in der Bekanntmachung zum Begriff der staatlichen Beihilfe im Sinne des Art. 107 
Abs. 1 AEUV (2016/C 262/01) im 2. Abschnitt unter Nr. 7, 11 wiederholt ausdrücklich klar-
gestellt.  

Diese Begriffsbestimmung stimmt grundsätzlich mit der die Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs zur Klarstellung abbildenden Definition eines „verbundenen Unterneh-
mens“ im Sinne von Anhang I Art. 3 Abs. 3 der Verordnung (EU) 651/2014 der Kommission 
vom 17.6.2014 überein.  

Vgl. EuGH, Urteil vom 24.9.2020 ‒ C-516/19 ‒, NMI Technologietransfer GmbH, 
ECLI:EU:C:2020:754, juris, Rn. 31 ff.; siehe hierzu auch den Benutzerleitfaden zur 
Definition von kleinen und mittleren Unternehmen der Europäischen Kommission, 
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/79c0ce87-f4dc-11e6-8a35-
01aa75ed71a1/language-de.  

Dagegen sollte die demgegenüber geringfügig vereinfachte Definition des einzigen Unter-
nehmens in Art. 2 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 ausweislich des 4. Erwägungs-
grundes zur Verringerung des Verwaltungsaufwands und im Interesse der Rechtssicherheit 
nur für allgemein freigestellte De-minimis-Beihilfen gelten.  

So bereits OVG NRW, Urteil vom 6.3.2024 – 4 A 1581/23 –, juris, Rn. 46 ff., m. w. N.  
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Damit nur Unternehmen erfasst werden, die tatsächlich unabhängige (kleine und mittlere) 
Unternehmen darstellen, ist die Struktur solcher Unternehmen zu untersuchen, die eine wirt-
schaftliche Gruppe bilden, deren Bedeutung über die eines solchen Unternehmens hinaus-
geht, und es ist darauf zu achten, dass die Definition der kleinen und mittleren Unternehmen 
nicht durch eine rein formale Erfüllung der Kriterien umgangen wird. Im Hinblick auf dieses 
Ziel sind Unternehmen, die zueinander in keiner der in Anhang I Art. 3 Abs. 3 der Verordnung 
(EU) 651/2014 genannten Beziehungen stehen, aber wegen der Rolle, die eine natürliche 
Person oder eine gemeinsam handelnde Gruppe natürlicher Personen spielt, gleichwohl 
eine einzige wirtschaftliche Einheit darstellen, als verbundene Unternehmen im Sinne dieser 
Bestimmung anzusehen, sofern sie ganz oder teilweise in demselben Markt oder in benach-
barten Märkten tätig sind. Insbesondere können Unternehmen als verbunden angesehen 
werden, wenn sie aufgrund der Rolle, die eine natürliche Person oder eine Gruppe natürli-
cher Personen spielt, die gemeinsam handeln und sich abstimmen, um Einfluss auf die ge-
schäftlichen Entscheidungen der betreffenden Unternehmen auszuüben, eine einzige wirt-
schaftliche Einheit bilden, auch wenn diese Unternehmen formal nicht in einer der in Art. 3 
Abs. 3 Unterabs. 1 der Verordnung (EU) 651/2014 aufgeführten Beziehungen zueinander 
stehen.  

Vgl. EuGH, Urteile vom 24.9.2020 – C-516/19 –, ECLI:EU:C:2020:754, juris, Rn. 63, 
und vom 27.2.2014 – C-110/13 –, ECLI:EU:C:2014:114, juris, Rn. 33 f.  

Maßgeblich ist, ob eine Einheit, die Kontrollbeteiligungen an einer Gesellschaft hält, diese 
Kontrolle tatsächlich durch unmittelbare oder mittelbare Einflussnahme auf die Verwaltung 
der Gesellschaft ausübt. Ist dies der Fall, so ist die Einheit als an der wirtschaftlichen Tätig-
keit des kontrollierten Unternehmens beteiligt anzusehen.  

Vgl. EuGH, Urteil vom 10.1.2006 – C-222/04 –, ECLI:EU:C:2006:8, juris, Rn. 112.  

[…] 

Da die Kläger nach den obigen Ausführungen als Teil eines verbundenen Unternehmens 
und nicht als Unternehmen im Sinne des in diesem Zusammenhang maßgeblichen primär-
rechtlichen Unternehmensbegriffs nach den Wettbewerbsvorschriften des AEUV sowie da-
mit auch im Sinne der von der Kommission genehmigten „Bundesregelung Kleinbeihilfen 
2020“ anzusehen waren und eine Soforthilfe-Gewährung an Teilunternehmen nicht vorge-
sehen war, damit insbesondere die Einhaltung der Höchstfördersätze zuverlässig gewähr-
leistet war, ist ihnen die Corona-Soforthilfe mit Bewilligungsbescheiden vom 28.3.2020 ohne 
die erforderliche Billigung der Kommission, mithin unter Verstoß gegen Art. 108 Abs. 3 
AEUV bewilligt worden.“ 

Dem ist auch für die auf Grundlage des Hamburger Corona Soforthilfe Programms bewil-

ligten Beihilfen, die ebenfalls unter keine allgemeine Freistellungsregelung fallen und eben-

falls auf den bei der Kommission angemeldeten und von ihr gebilligten Regelungen der 

Bundesregelung Kleinbeihilfen beruhten (vgl. hierzu bereits VG Hamburg, Urt. v. 16.7.2025, 

16 K 3573/24, n.v., UA S. 11; Urt. v. 1.10.2024, 16 K 3948/22, juris Rn. 49 ff.), zu folgen. 

bb)  Der Rücknahme steht kein schutzwürdiges Vertrauen des Klägers nach § 48 Abs. 2 

HmbVwVfG auf den Bestand des Bewilligungsbescheides entgegen.  

Gemäß § 48 Abs. 2 Satz 1 HmbVwVfG darf ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine 

einmalige oder laufende Geldleistung oder teilbare Sachleistung gewährt oder hierfür Vo-

raussetzung ist, nicht zurückgenommen werden, soweit der Begünstigte auf den Bestand 
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des Verwaltungsakts vertraut hat und sein Vertrauen unter Abwägung mit dem öffentlichen 

Interesse an einer Rücknahme schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist in der Regel schutzwür-

dig, wenn der Begünstigte gewährte Leistungen verbraucht oder eine Vermögensdisposi-

tion getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig 

machen kann, § 48 Abs. 2 Satz 2 HmbVwVfG.  

Zwar ist dem Kläger zugute zu halten, dass – anders als in späteren Förderprogrammen 

der Corona Wirtschaftshilfen – weder aus der Förderrichtlinie, den FAQ oder dem Antrags-

formular ohne Weiteres die Reichweite des Verbundbegriffs aufgrund von natürlichen Per-

sonen, welche den Verbund zu einem solchen verbinden, erkennbar ist, sondern dies eine 

vertiefte – ggf. mit rechtlicher Beratung begleitete – Auseinandersetzung mit dem Inhalt des 

dem Förderprogramm zugrundeliegenden Unternehmens- bzw. Verbundbegriffs erforderte. 

Daher geht es ebenso wenig auch darum, inwieweit der Kläger im Antragsverfahren falsche 

Angaben gemacht hat, was aufgrund der Ausgestaltung des von der Beklagten genutzten 

Antragsformular zweifelhaft ist (s. dazu bereits das Schreiben des Gerichts v. 12.11.2025, 

Bl. 243 ff. d.A.). Ob dagegen das Schreiben der Beklagten vom 8. April 2022, wie der Kläger 

meint, tatsächlich einen (bestandskräftigen) Verwaltungsakt darstellt, der insbesondere ein 

schutzwürdiges Vertrauen des Klägers begründen kann, dass eine Rückforderung über ei-

nen Betrag von EUR 128,38 nicht mehr erfolgen werde, ist bereits aufgrund des Hinweises 

in Ziffer 2 auf die „Stichprobenprüfungen“ zweifelhaft. 

Dies alles vermag hier aber kein schutzwürdiges Vertrauen des Klägers zu begründen. 

Denn dieser kann sich bei Abwägung der widerstreitenden Interessen als Empfänger einer 

nach Art. 107 f. AEUV rechtswidrig erhaltenen Beihilfe nicht auf ein schutzwürdiges Ver-

trauen berufen (vgl. auch OVG Münster, Urt. v. 15.5.2025, 4 A 274/23, juris Rn. 90 ff.). Da 

die Überwachung der staatlichen Beihilfen durch die Kommission in Art. 108 AEUV zwin-

gend vorgeschrieben ist, dürfen nach der ständigen Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs zum einen die von einer Beihilfe begünstigten Unternehmen auf die Ordnungs-

mäßigkeit der Beihilfe grundsätzlich nur dann vertrauen, wenn sie unter Einhaltung des 

vorgesehenen Verfahrens gewährt wurde; zum anderen ist es einem sorgfältigen Wirt-

schaftsteilnehmer regelmäßig möglich, sich zu vergewissern, dass dieses Verfahren einge-

halten wurde (vgl. EuGH, Urt. v. 5.3.2019, C-349/17, Eesti Pagar AS, juris Rn. 98). Insbe-

sondere darf der in § 48 Abs. 2 HmbVwVfG vorgesehene Vertrauensschutz die Anwendung 

der unionsrechtlich vorgeschriebenen Rückforderung nicht praktisch unmöglich machen, so 

dass das Interesse der Gemeinschaft bei der Abwägung, ob Vertrauensschutz vorliegt, mit 

der Folge voll zu berücksichtigen ist, dass die Förderung zurückzufordern ist (vgl. EuGH, 

Urt. v. 20.3.1997, Alcan, C-24/95, juris, Ls. und Rn. 38, 41 ff., 54; BVerwG, Urt. v. 23.4.1998, 
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3 C 15.97; juris Rn. 21 ff., 30 ff.). Mit Blick auf den Inhalt des Schreibens vom 8. April 2022 

ist zudem darauf hinzuweisen, dass dieses allenfalls im Rahmen eines Widerrufs bei der 

Zweckverfehlung bzw. bei der Ermessensprüfung relevant werden könnte, im vorliegenden 

Fall indes die Rücknahme eines rechtswidrigen, da gegen Unionsrecht verstoßenden Zu-

wendungsbescheid im Raum steht, bei der die Frage der Zweckverfehlung, insbesondere 

die Höhe des Liquiditätsengpasses, ohne Bedeutung ist. 

cc)  § 48 Abs. 4 Satz 1 HmbVwVfG steht einer Aufhebung nicht entgegen, da diese Vor-

schrift bei dem Verstoß einer Zuwendung gegen Unionsrecht nicht anwendbar ist (allg. 

Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 10. Aufl. 2023, § 48 Rn. 287 ff. m.w.N.).  

c)  Die Rücknahmeentscheidung der Beklagten ist frei von Ermessensfehlern, § 114 

Satz 1 VwGO. Das Ermessen der Beklagten war vor dem Hintergrund der unionsrechtswid-

rigen Beihilfegewährungen eingeschränkt. Eine nationale Stelle ist nach der Rechtspre-

chung des Gerichtshofs gehalten, eine gewährte Beihilfe, die – wie hier – nicht die Voraus-

setzungen nach Art. 108 Abs. 3 AEUV erfüllt, als rechtswidrig gewährte Beihilfe aus eigener 

Initiative zurückzufordern (vgl. EuGH, Urt. vom 5.3.2019, C-349/17, Eesti Pagar AS, juris 

Rn. 98; OVG Münster, Urt. v. 6.3.2024, 4 A 1581/23, juris Rn. 62 ff.). 

Anhaltspunkte für eine atypische Fallgestaltung sind nicht ersichtlich. Soweit der Prozess-

bevollmächtigte des Klägers darauf hinweist, dass ihm eine Mitarbeiterin der Beklagten mit-

geteilt habe, dass zwei getrennte Anträge gestellt werden können (Anlage K7, Bl. 229 d.A.), 

kann sich der Kläger auf diese Auskunft nicht berufen, zumal dieser ohnehin keine unions-

rechtliche Verbindlichkeit zukommt (vgl. OVG Münster, Urt. v. 15.5.2025, 4 A 274/23, juris 

Rn. 90 ff. m.w.N.). Im Übrigen stand die Antwort ausweislich des Telefonvermerks unter 

dem Vorbehalt, dass beide Unternehmen „getrennt“ seien, woran es hier fehlte. 

Dass die Beklagte die Soforthilfe möglicherweise in Verkennung der beihilferechtlichen Vor-

gaben zu Verbundunternehmen gewährt hat, stellt ebenfalls keinen außergewöhnlichen 

Umstand dar. Eine Mitverantwortung der Behörde kann verlorenen Vertrauensschutz nicht 

wieder begründen, sondern allenfalls dazu führen, dass der Rücknahme nach Treu und 

Glauben der Einwand unzulässiger Rechtsausübung entgegensteht (vgl. BVerwG, Urt. v. 

23.5.1996, 3 C 13.94, juris Rn. 50). Ein treuwidriges Verhalten der Beklagten liegt hier aber 

trotz der missverständlichen Formulierung des Antragsformulars, in dem im Ankreuzfeld 7.7 

lediglich versichert werden sollte, dass das antragstellende Unternehmen unabhängig ist, 

sich also nicht im Mehrheitsbesitz (über 50% der Anteile oder der Stimmrechte) eines an-

deren Unternehmens befindet, nicht vor (vgl. auch OVG Münster, Urt. v. 15.5.2025, a.a.O. 

Rn. 100; VG Hamburg, Urt. v. 16.7.2025, 16 K 3573/24, n.v., UA S. 13).  



- 16 -  
 
 
 

 
 

 

d)  Der Kläger kann der Rücknahme des Zuwendungsbescheides schließlich nicht die 

Einrede der Verwirkung entgegenhalten. Dies würde voraussetzen (vgl. zu den folgenden 

Elementen der Verwirkung Kopp/Ramsauer, VwVfG, 26. Aufl. 2025, § 53 Rn. 41), dass die 

Beklagte das Verwaltungsverfahren unter Verstoß gegen Treu und Glauben (Umstandse-

lement) über längere Zeit (Zeitelement) verzögert hätte, obwohl sie damit rechnen musste, 

dass der Kläger darauf vertrauen würde, dass sie von der Befugnis zur Aufhebung keinen 

Gebrauch mehr machen würde (Vertrauenselement). Vorliegend spricht Einiges dafür, dass 

die Einrede der Verwirkung bereits aufgrund der Unionsrechtswidrigkeit der Zuwendung 

ausscheidet. Aber selbst wenn man dies anders sieht, konnte sich der Kläger aufgrund des 

Inhalts des Schreibens vom 8. April 2022, das ausdrücklich „Stichprobenprüfungen“ er-

wähnt, nicht darauf verlassen, es werde keine weitere Überprüfung mehr geben. Im Übrigen 

hat er bis zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht dargelegt, dass er sich auf eine von der 

Beklagten erweckte Erwartung der Nichtgeltendmachung des Rechts eingerichtet, etwa im 

Vertrauen auf das Behaltendürfen der vollen Zuwendung konkrete Investitionen getätigt hat. 

2.  Die mit dem angefochtenen Bescheid verfügte (teilweise) Rückforderung der Zu-

wendung ist ebenfalls rechtmäßig. Rechtsgrundlage ist § 49a Abs. 1 Satz 1 HmbVwVfG. 

Danach sind bereits erbrachte Leistungen zu erstatten, soweit – wie hier – der Bewilligungs-

bescheid mit Wirkung für die Vergangenheit widerrufen oder zurückgenommen worden ist.  

 

III. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Ein Ausspruch über die Notwendig-

keit der Zuziehung eines Bevollmächtigten für das Vorverfahren gemäß § 162 Abs. 2 Satz 2 

VwGO erübrigt sich, da die Kostengrundentscheidung zu Lasten des Klägers ausfällt. Die 

Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 Abs.1 Satz 1, 2 VwGO 

in Verbindung mit § 709 Satz 1 und 2 ZPO. 

 

[…] 


